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VON JÜRGEN THEINER

Bremen. Noch ist sie nicht fertig, doch ges-
tern hatte die „Alexander von Humboldt
II“ schon ihren ersten großen Auftritt. In
Bremen-Vegesack wurde der Rumpf des
ersten deutschen Großsegler-Neubaus seit
mehr als fünf Jahrzehnten in einer spekta-
kulären logistischen Operation zu Wasser
gelassen. Gebaut hat ihn die BVT Brenn-
und Verformtechnik, ein Unternehmen der
Bremerhavener Rönner-Gruppe, und zwar
für die Deutsche Stiftung Sail Training. Die
DSST will auf dem 15 Millionen Euro teu-
ren Schiff junge Leute für das Segeln auf
Traditionsschiffen begeistern.

Die „Alex II“ ist erst der zweite kom-
plette Schiffsneubau bei BVT, wo zuvor
überwiegend maritime Stahlkomponenten
gefertigt wurden. BVT hat keinen direkten
Zugang zur Weser. Und so musste nach
dem Spezialfrachter „Kugelbake“ (2008)
auch diesmal der Rumpf des Schiffs auf
selbstfahrenden Achsen mehrere Hundert
Meter bis zur Pier des Autoimporteurs Eger-
land gefahren werden. Dort übernahm der
Schwergut-Carrier „Palau“ der Bremer
Reederei Harren & Partner die 820 Tonnen
schwere Fracht. In mehrstündiger Präzisi-
onsarbeit hoben Ladekräne der „Palau“
den Rumpf der „Alex II“ von der Pier und
ließen ihn vorsichtig in die Weser gleiten.

Am Nachmittag wurde der Schiffskörper
Richtung Bremerhaven geschleppt. Am
dortigen BVT-Standort soll er Masten und
Rahen erhalten. Auch der Antrieb und die
Kammern für 79 Mitglieder der Stamm-
crew und der Trainees werden dort einge-
baut. Anschließend soll die „Alexander
von Humboldt II“ zu Erprobungsfahrten in
die Nordsee auslaufen. Die Übernahme
des neuen Großseglers, der die alte, mehr
als 100 Jahre alte „Alex“ ersetzen soll, ist
für Ende September vorgesehen.

Das Bundeskartellamt will heute seine Studie
über den deutschen Benzinmarkt vorstellen, de-
ren Ergebnisse in Teilen schon vorab veröffent-
licht wurden. Die Mineralölwirtschaft wies den Be-
fund der Behörde, es gebe ein marktbeherrschen-
des Oligopol, prompt zurück. Belege für Preisab-
sprachen habe das Kartellamt nicht finden kön-
nen, weil es keine gebe. Auffällig sind dagegen be-
stimmte Preissetzungsmuster, die so nur auf den
Kraftstoffmärkten vorkommen, erläuterte der Ber-
liner Wettbewerbsexperte Hans W. Friederiszick
im Gespräch mit Petra Sigge. Er plädiert dafür,
das ständige Auf und Ab der Benzinpreise als eine
Form des Wettbewerbs zu akzeptieren – auch
wenn sie vielleicht nicht unbedingt der reinen
Lehre des perfekten Wettbewerbs entspreche.

Sie haben über fünf Jahre die Benzinpreis-
entwicklung am Beispiel von Hamburg un-
tersucht. Was haben Sie herausgefunden?
Hans W. Friederiszick: Wir haben festge-
stellt, dass es bei der Preisgestaltung ein
spezielles Muster gibt. Wir sprechen von
asymmetrischen Zyklen, die im sonstigen
Wirtschaftsleben selten sind. Das heißt, die
Benzinpreise ziehen in relativ kurzer Zeit
stark an, um dann über einen längeren Zeit-
raum in kleineren Schritten wieder zu fal-
len. Einer der großen nationalen Marktfüh-
rer macht in der Regel den Anfang und
dann ziehen in den verschiedenen Lokal-
märkten die anderen Wettbewerber nach.

Wie lange dauert es, bis die Preiswelle
bundesweit überall angekommen ist?
Im Schnitt keine 20 Stunden. Die Preissen-
kungsphase dauert dann doppelt so lange.
Der gesamte Zyklus zieht sich also über un-
gefähr zweieinhalb Tage. Dann geht das
Ganze wieder von vorn los. In Hamburg ha-
ben wir pro Woche zwei bis drei solcher
Preiszyklen beobachten können, wobei
sich diese Tendenz zunehmend verschärft.
Die Zyklen werden kürzer und intensiver.
Das bedeutet, die Kunden müssen künftig
mit noch stärkeren und abrupteren Preis-
ausschlägen rechnen.

Gibt es denn solch hektische Preisbewe-
gungen nicht auch woanders?
Nein, das ist ein Sonderfall, der nur in den
Kraftstoffmärkten vorkommt – hier aber ty-
pisch ist.

Warum gerade dort?
Ein Grund ist sicherlich, dass die Preissensi-
bilität der Verbraucher in diesem Bereich
besonders hoch und gleichzeitig die Zahl
der Anbieter groß ist, zumindest in den grö-
ßeren Städten. Wenn dem Autofahrer der
Sprit an der einen Tankstelle zu teuer ist,
braucht er nur 100 Meter weiter zu fahren,
dann kommt schon die nächste, die den

Sprit vielleicht ein oder zwei Cent billiger
verkauft. Weil der Kunde schon auf ge-
ringste Preisbewegungen reagiert, ist der
Anreiz für die lokalen Anbieter, ihren direk-
ten Konkurrenten zu unterbieten, sehr
groß. Während die Preiserhöhungen von ei-
nem der großen Unternehmen initiiert wer-
den, ist es vor allem der lokale Wettbewerb
– in dem sich große wie kleine Unterneh-
men engagieren –, der die Preise wieder
nach unten drückt. Der Preis fällt dabei un-
ter Umständen bis auf das Niveau der
Grenzkosten. Das heißt bis zu dem Punkt,
wo die Tankstellenbetreiber nichts mehr
mit ihrem Sprit verdienen können. Jeder
lauert und wartet, dass der andere den ers-
ten Schritt macht. Bis wieder ein Großer
kommt, der für alle sichtbar bundesweit die
nächste Preiserhöhung in den Markt trägt –
und hofft, dass die anderen mitziehen.

Funktioniert das denn immer?
Nein. Es kommt auch vor, dass die Wettbe-
werber andere Erwartungen an die Kosten-
entwicklung oder die Reaktionen der Kun-
den haben und der Preiserhöhung nicht fol-
gen. Dann hat der, der vorgeprescht ist, ein
Problem. Er steht mit seinen hohen Preisen
einsam im Markt und das Geschäft machen
die anderen. Ihm bleibt also nichts anderes
übrig, als die Preiserhöhung wieder zurück-
zunehmen und zu versuchen, mit einer
niedrigeren Preisanhebung das Spiel von
Neuem anzuschieben.

Ist diese Preispolitik zum Vorteil oder
zum Nachteil des Verbrauchers?
In der empirischen, wissenschaftlichen Lite-
ratur ist klar belegt, dass in lokalen Märk-
ten mit solchen Preissetzungszyklen die
Margen um 15 bis 20 Prozent niedriger sind
als in Märkten mit stabilen Preisen. Stabile
Preise sind zwar weniger anstrengend für
die Verbraucher, es käme sie aber teurer.
Das zeigen Studien in den USA und Ka-
nada, wo man Regionen mit und ohne sol-
che Zyklen verglichen hat. Festgestellt
wurde, dass Märkte ohne starke Preiszy-
klen den Unternehmen deutlich höhere
Margen bescherten. Unter dem Strich profi-
tiert der Verbraucher also von dem ständi-
gen Auf und Ab der Preise.

Und das behaupten Sie nicht nur, weil Sie
die Hamburger Untersuchung im Auftrag
des Mineralölverbandes gemacht haben?
Wir erarbeiten regelmäßig ökonomische
Analysen für Firmen vor Wettbewerbsbe-
hörden, ich selbst war Mitglied der europäi-
schen Wettbewerbsbehörde. Gefälligkeits-
gutachten gibt es bei uns nicht. Darunter
würde unsere gute Reputation vor den Be-
hörden leiden. Wir vertreten unsere unab-

hängige Meinung, die auf einem robusten
wirtschaftswissenschaftlichen Fundament
steht. Vor diesem Hintergrund bin ich der
Meinung, man sollte diese Preisgestaltung
als eine Form des Wettbewerbs akzeptie-
ren, auch wenn sie vielleicht nicht unbe-
dingt der reinen Lehre des perfekten Wett-
bewerbs entspricht. Tatsächlich reagieren
Kunden auch strategisch auf die Zyklen
und tanken, wenn die Preise niedrig sind.

Fakt ist aber doch, dass die Mineralölkon-
zerne jedes Jahr Milliardengewinne ein-
fahren.
Man muss hier unterscheiden zwischen der
Wettbewerbssituation im Großhandel und
der im Einzelhandel. Meine Feststellungen
betreffen nur den Wettbewerb im Einzel-
handel, also den Tankstellenmarkt. Und da
sind die Margen in Deutschland im europäi-
schen Vergleich deutlich unterdurch-
schnittlich. Inwieweit die Margensituation
im vorgelagerten Großhandel eine andere
ist, ist eine Frage, die nicht Teil unserer
Analyse ist. Wenn man mehr Wettbewerb
auf dem Kraftstoffmarkt will, müsste man
sich anschauen, wie es um die Erzeu-
gungs- und Raffineriekapazitäten bestellt
ist, wer die Zugriffsrechte auf das Rohöl hat
und dergleichen. Das wäre allerdings ein
großes Rad, was man da drehen müsste, die
Märkte sind hier in der Regel global.

Welche Möglichkeiten hätten Politik und
Behörden denn, um Einfluss auf die Tank-
stellenpreise zu nehmen?
Sie könnten zum Beispiel solche Preiserhö-
hungsrunden nicht mehr so häufig zulas-
sen oder die Auflage machen, dass die In-
tervalle zwischen den einzelnen Preiserhö-
hungen nicht mehr so kurz sein dürfen. Das
würde entweder direkt zu höheren Preisen
führen, da typischerweise längere Zyklen
mit höheren Durchschnittspreisen einher-
gehen, oder nur kurzfristig zu niedrigeren
Preisen führen. Denn wenn irgendwann
die Marge nicht mehr ausreicht , um die Fix-
kosten zu verdienen, würden Tankstellen
geschlossen, um an den verbleibenden
Standorten ein höheres Volumen erzielen
zu können. Langfristig würden solche Fir-
menaustritte zu konzentrierten Strukturen
und in der Folge dann auch zu stabilen, al-
lerdings auch höheren Preisen führen.

Beim Tankstellengeschäft sehen Sie also
keinen Handlungsbedarf?
Nein. Die bisherige Arbeit des Bundeskar-
tellamtes, den Informationsaustausch zwi-
schen Tankstellenbetreibern zu verhin-
dern und Preis-Kosten-Scheren – also Situa-
tionen, in denen Benzin unter Einkaufsprei-
sen verkauft wird, um lokale Wettbewer-
ber aus dem Markt zu werfen – zu verbie-
ten, reicht aus. Das Vorliegen der beschrie-
benen Preiszyklen belegt dies.

Das sieht das Bundeskartellamt aber an-
ders. Dort spricht man von einer kollekti-
ven Marktbeherrschung durch die fünf
großen Mineralölkonzerne.
Zu dieser Schlussfolgerung kommt das Kar-
tellamt, basierend auf den Marktanteilen
der fünf großen Konzerne. Danach beherr-
schen diese über 70 Prozent des deutschen
Tankstellenmarktes. Gemeinsam mit ande-
ren Strukturparametern – wie Zugriff auf

Raffineriekapazität und Überkreuzbezie-
hungen zwischen den großen Fünf – wird
wiederum die Vermutung abgeleitet, dass
sich das negativ auf den Wettbewerb aus-
wirkt. Während in Deutschland solche
Strukturparameter ausreichen, um rechtli-
che Hürden für die Marktteilnehmer aufzu-
bauen, verfolgt man auf europäischer
Ebene einen anderen Ansatz. Da wird viel
größeres Gewicht auf wirkungsbasierte
Analysen gelegt, wie wir sie zum Beispiel
für Hamburg gemacht haben. Da wird
dann im Einzelnen hingeschaut, wie sich
die Preise entwickeln. Und dann entschei-
det man auf der Basis solcher Ergebnisse,
ob eine vorhandene Marktstruktur proble-
matisch ist oder nicht. Bezogen auf den
deutschen Tankstellenmarkt – soweit der
Hamburger Markt hierfür repräsentativ ist
– würde ich sagen, ist das aktuell nicht der
Fall. Hinzu kommt, dass ja immerhin noch
30 Prozent des Marktes von Mittelständ-
lern, Supermarkttankstellen und anderen
kleineren Wettbewerbern abgedeckt wer-
den. Das reicht aus meiner Sicht aus, um
von einem hinreichend funktionierenden
Wettbewerb sprechen zu können.

Aber von den kleineren Wettbewerbern
ist ja keiner groß genug, um selbst Preisbe-
wegungen auslösen zu können. Im
Grunde können sie doch immer nur reagie-
ren und den Großen bei der Preisgestal-
tung hinterherlaufen.
Der eigentliche Wettbewerb findet ja lokal
statt. Und hier können die Mittelständler
frei agieren, sich gegenüber den Großen
positionieren und sie auch unterbieten. Wo-
bei es natürlich stimmt, dass der Preiserhö-
hungswettbewerb nur den Großen als Op-
tion zur Verfügung steht. Nur sie können
durch ihre bundesweite Präsenz deutliche
Preissprünge durchsetzen. Aber das ist
nicht zum Nachteil des Mittelstands. Im Ge-
genteil. Die sind ja glücklich, nicht selbst
den Vorstoß machen zu müssen, sondern
sich bei der nächsten Preisrunde einfach an
einen der Großen dranhängen zu können.

Aber könnten die großen Konzerne mit
dem Finanzpolster, das sie haben, nicht je-
derzeit unliebsame kleinere Wettbewer-
ber aus dem Markt drängen?
Genau das beobachtet man nicht. Bei unse-
rer Erhebung haben wir nämlich auch ge-
nau geschaut, ob es innerhalb der Preiszy-
klen zu einer Bestrafung oder Koordination
zwischen den Mitspielern kommt. Wenn
sie einen Mittelständler haben, der die
Preise besonders aggressiv senkt, dann
könnten die anderen Mitspieler ihn ja viel-
leicht bestrafen, indem sie zum Beispiel in
seinem lokalen Markt die Preise nicht wie-
der hoch setzen, sondern länger unten las-
sen. Dafür haben wir aber keine Hinweise
gefunden.

Klein nimmt sie sich aus, die 65 Meter lange „Alexander von Humboldt II“ – jedenfalls vor dem Hintergrund des Schwergut-Carriers, der sie gestern in die Weser hievte. FOTO: CHRISTIAN KOSAK

Die Marktführer Aral
und Shell – hier Stati-
onsleiter Soner Bekar
an der Shell-Tank-
stelle in der Bremer
Hemmstraße – sind
meist die Signalgeber
für die nächste Preis-
runde. FOTO: F. KOCH
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Bremen. Die Sparda-Banken, die gestern
in Bremen ihren Verbandstag begingen,
sind aus der Eisenbahnergewerkschaft her-
vorgegangen. Noch immer bildet diese
Klientel die feste Basis der erfolgreichen ge-
nossenschaftlichen Bankengruppe. Kein
Wunder also, dass Bahnchef Rüdiger
Grube es sich nicht nehmen ließ, als Gast-
redner auf der Veranstaltung mit rund 150
Vorständen und Aufsichtsräten der bundes-
weit zwölf eigenständigen Sparda-Banken
zu erscheinen.

Er lobte wie immer bei seinen Auftritten
die engagierten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Bahn, wandte sich energisch
gegen alle politischen Ambitionen, Netz
und Betrieb der Bahn zu trennen und kam
in seinem Vortrag zum Thema „Machbar-
keit und Notwendigkeit von Infrastruktur-
problemen am Standort Deutschland“ na-
türlich an dem derzeit größten und teuer-
sten Infrastrukturprojekt der Bahn, Stutt-
gart 21, nicht vorbei. „Wir stehen zu dem
Projekt“, versicherte Grube.

Am Montag sollen die Gespräche im be-
stehenden Lenkungskreis zu Stuttgart21
fortgesetzt werden – nach der Wahl aller-
dings in neuer Konstellation, entsprechend
der grün-roten Mehrheit. Die ist aber be-
kanntlich gerade bei diesem Thema gespal-
ten. Während die SPD für den neuen Bahn-
hof ist, sind die Grünen dagegen. „Ich gehe
davon aus, dass auch die neue Regierung
sich an bestehende Verträge hält“, sagte
Grube. Zuvor hatte er bereits auf die im-
mensen Kosten hingewiesen, die durch die
Unterbrechung der Bauarbeiten entstehen
und sich laut Bahnchef auf zehn bis 15 Mil-
lionen Euro pro Monat belaufen. Sollten Ba-
den-Württemberg und die Stadt Stuttgart
tatsächlich aus dem Projekt aussteigen,
würde die Bahn das als Bruch des Vertra-
ges ansehen und Schadensersatzforderun-
gen von 1,5 bis 1,6 Milliarden Euro geltend
machen. Neben diesem unmittelbaren
Schaden warnte Grube aber auch vor ei-
nem möglichen Schaden für den Standort
Deutschland. Es dürfe nicht der Eindruck
entstehen, dass große Infrastrukturpro-
jekte hier nicht mehr durchsetzbar seien.
Das betreffe nicht nur den Ausbau des
Schienennetzes, sondern auch den Ausbau
der Stromnetze, ohne den eine Energie-
wende nicht möglich sei.

Die Gruppe der Sparda-Banken blickt
auf ein erfolgreiches Jahr zurück. Ihre
Stärke liegt im sogenannten Brot- und But-
tergeschäft mit Spar- und Girokonten so-
wie mit Baufinanzierungen. Sie konnte in
nahezu allen Bereichen deutlich zulegen,
betonte der Vorstandsvorsitzende des Bun-
desverbandes, Laurenz Kohlleppel. Mit ei-
nem Zuwachs von 106000 neuen Mitglie-
dern gehören dem Verband jetzt insgesamt
3,23 Millionen Genossen an.

Wer nur ein Konto eröffnen will, kann
das auch als einfacher Kunde, aber wer
sich Geld von einer Sparda-Bank leihen
will, etwa für eine Baufinanzierung, muss
für einen einmaligen Beitrag, der gut ver-
zinst wird, Mitglied werden. Dieses genos-
senschaftliche Prinzip, das gelegentlich als
zu starr und veraltet galt, wollen die
Sparda-Banken jetzt als ihre Form sozialer
Netzwerke offensiv verkaufen.

Schwergut-Lifter nimmt die „Alexander von Humboldt II“ auf den Haken

Das Geheimnis der Benzinpreise
Experte: Gestaltung folgt speziellem Muster / In 20 Stunden ist eine Erhöhung überall angekommen

Bahnchef: Wir
bauen Stuttgart21

Grube zu Gast bei Sparda-Banken
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